
In den Neubau und die Modernisierung der 
Wohnungsbestände flossen 2017 rund 197 
Milliarden Euro. Wachstumsmotor der Bau­
wirtschaft war damit auch im vergangenen 
Jahr der Wohnungsneubau. Angesichts des 
erheblichen Bauüberhangs bereits geneh­
migter, aber noch nicht fertig gestellter 
Wohnungen, gut gefüllter Auftragsbücher 
der Bauwirtschaft und weiterhin niedriger 
Zinsen, wird der Aufwärtstrend bei den 
Wohnungsbauinvestitionen noch eine Zeit 
anhalten. Die hohe Nettozuwanderung 
steigert die Nachfrage nach Wohnraum 

zusätzlich deutlich. Auch 2018 und 2019 
wird das Neubauvolumen deshalb weiter 
zulegen. Allerdings dürfte der Aufwuchs 
stark an Dynamik verlieren und der Boom 
der letzten Jahre damit ein Ende finden. 
Nach Jahren der kräftigen Ausweitung von 
teilweise mehr als 10 Prozent werden in den 
kommenden zwei Jahren deutlich geringere 
Zuwachsraten zu verzeichnen sein.

Vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor­
schung (DIW), das in seiner Bauvolumen­
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Aktuelle Meldungen

Weiterhin positives Saldo in den 
Kommunen   

Die Finanzlage der Kommunen verbes­
sert sich weiter, 2017 erzielten sie einen 
Rekordüberschuss von 10,7 Milliarden 
Euro. Ohne die Stadtstaaten Hamburg, 
Berlin und Bremen stiegen die Einnah­
men der Kommunen um 4,6 Prozent auf 
258,4 Milliarden Euro, wie die Süddeut­
sche Zeitung am 4. April 2018 berich­
tete. Das liegt vor allem an den um 6,9 
Prozent gestiegenen Steuereinnahmen 
von rund 95,9 Milliarden Euro. � (wi) 

Geburtenrate in Deutschland 
gestiegen

2016 wurden in Deutschland 792.131 
Kinder geboren, sieben Prozent mehr 
als noch 2015. Laut Statistischem Bun­
desamt stieg die Anzahl der Gebore­
nen damit das fünfte Jahr in Folge und 
erreichte wieder das Niveau von 1996. 
Diese Entwicklung ist vor allem darauf 
zurückzuführen, dass Frauen im Alter 
zwischen 30 und 37 Jahren häufiger 
Kinder bekommen.� (wi) 

Keine Entlastung für Verbraucher 

Bei gleichbleibenden Netzinvestitionen, 
haben sich die Entgelte für Stromkunden 
seit 2011 um 28 Prozent erhöht, wie das 
Internetportal haustec.de am 23. März 
2011 berichtete. Der Vorstoß der Bun­
desnetzagentur, die Garantiezinsen für 
Stromnetzbetreiber zu kürzen und damit 
die Verbraucher zu entlasten, scheiterte 
vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf. 
Die Garantierenditen stellen einen der 
größten Kostenpunkte auf der Strom­
rechnung der Verbraucher dar. � (wi) 

Ausgabe 5. April 201814

Wohnungsneubau: Deutlich weniger Zuwächse 
2017 – Investitionen zunehmend in Bestandserhalt

Berlin – Die Bauinvestitionen in Deutschland stiegen im Jahr 2017 um 2,6 
Prozent und erreichten damit fast die Wachstumsrate des Vorjahres. Insgesamt 
erreichten sie einen Anteil von knapp 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 
Der Wohnungsbau entwickelte sich wie in den Jahren davor überdurchschnitt-
lich und stieg um 3,1 Prozent, während die Investitionen in Nichtwohnbauten 
lediglich um 1,8 Prozent zulegten. 

Die Investitionen in den Wohnungsbau hatten 2017 einen Anteil von sechs Prozent am Brutto­
inlandsprodukt (BIP). 
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rechnung auf Basis der Umsatzsteuersta­
tistik nachträglich eine Differenzierung 
der Bauinvestitionen nach Neubau und 
Bestandsinvestitionen vornimmt, wird die 
Ausweitung der Neubautätigkeit im Woh­
nungsbau für 2018 mit acht Prozent und 
weiteren vier Prozent im Jahr 2019 voraus­
geschätzt. 2017 hatte der entsprechende 
Zuwachs noch 14 Prozent betragen. Die 
nachlassende Dynamik beim Wohnungs­

neubau erlaubt in den kommenden Jahren 
wieder vermehrte Sanierungs- und Moder­
nisierungsaktivitäten. Dafür spricht auch 
die weiterhin rege Zahl von Transaktionen 
auf dem Markt für gebrauchte Immobi­
lien, die sich bisher noch nicht in stärkeren 
Zuwächsen bei den Bestandsinvestitionen 
bemerkbar gemacht haben.

Der öffentliche Hoch- und Tiefbau entwi­
ckelte sich 2017 mit einem Plus von 2,7 

Prozent wie im Vorjahr dynamischer als der 
gewerbliche Bau. Dort lag der Zuwachs bei 
1,4 Prozent. Bei den Kommunen macht 
sich positiv bemerkbar, dass sich deren 
Haushaltslage durch höhere Steuereinnah­
men weiter verbessert hat. � (schra/schi) 

 Weitere Infos finden Sie in der GdW Infor-

mation 155 „Die gesamtwirtschaftliche Lage in 

Deutschland 2017/2018“ unter diesem Kurz-Link: 

https://goo.gl/PJ8Shi 

 Fortsetzung von Seite 1

Überarbeitung der Trinkwasserrichtlinie auf europäischer Ebene soll Qualität 
und Zugang zu Trinkwasser europaweit gewährleisten

Brüssel – Mit dem Ziel, die Qualität und den Zugang zu Trinkwasser zu erhöhen, hat die Europäische Kommission am  
1. Februar 2018 die Überarbeitung ihrer Trinkwasserrichtlinie angekündigt. Der Entwurf richtet sich in erster Linie an die 
Mitgliedstaaten und Wasserversorger. Allerdings werden auch Vorgaben zur präventiven Sicherheit von Trinkwasser, 
Qualitäts- und Kostentransparenz sowie Wasserqualität gemacht.  

Die bestehende Trinkwasserrichtlinie 
stammt aus dem Jahr 1998 und wird nun 
um vier wichtige Elemente erneuert. 

Verbesserte Normen für die Sicherheit
Auf Grundlage von Empfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation wird die Liste 
der Normen im Einklang mit den neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen aktuali­
siert und erweitert. Dadurch wird gewähr­
leistet, dass Leitungswasser in der gesam­
ten Europäischen Union (EU) bedenkenlos 
getrunken werden kann. 

Risikominderung für Mitgliedstaaten 
und Bevölkerung
Durch eine risikobasierte Bewertung der 
Sauberkeit des Wassers in der gesamten 
EU können die Behörden mögliche Risiken 

für die Wasserquellen bereits auf der Ver­
sorgungsebene ermitteln. Damit wird ein 
zusätzliches Sicherheitsnetz geschaffen 
und gleichzeitig werden die Versorgungs­
quellen langfristig besser geschützt. 

Verpflichtung zur Verbesserung des 
Zugangs 
Für Menschen ohne oder mit eingeschränk­
tem Zugang zu Wasser soll sich die Lage 
verbessern. Der Gesamtverbrauch an Lei­
tungswasser als kostengünstige, sichere und 
umweltfreundliche Alternative zu Flaschen­
wasser soll sich erhöhen. Den Verbrauchern 
soll dies helfen, Geld zu sparen. Zudem soll 
die Umwelt davon profitieren, da der Ver­
brauch von Leitungswasser dazu beiträgt, 
dass weniger Kunststoffabfälle in Flüsse und 
Meere gelangen und Treibhausgasemissio­

nen gesenkt werden. Neu ist außerdem die 
mit Artikel 13 vorgeschriebene Sicherstel­
lung von kostenlosem Trinkwasser in öffent­
lichen Gebäuden, Restaurants und kosten­
freie Trinkwasseranlagen in Städten. 

Erhöhte Transparenz auch bei den 
Wasserdienstleistungen
Neue Transparenzvorschriften sollen die 
Verbraucher in benutzerfreundlicher Weise 
online über die Verfügbarkeit von Wasser­
dienstleistungen in ihrer Region informie­
ren. Mündige Verbraucher sollen in die 
Lage versetzt werden, hochwertige Dienst­
leistungen zu einem angemessenen Preis 
zu verlangen. � (bue/jos/koch) 

 Weitere Infos finden Sie unter diesem Kurz-

Link: https://bit.ly/2nQLmOt

Kreislaufwirtschaft: Einigung über neue Vorschriften für Abfall und Recycling 
auf europäischer Ebene erzielt

Brüssel – Die Botschafter der Europäischen Union (EU) haben Ende Februar 2018 mit dem Europäischen Parlament eine 
vorläufige Einigung über die vier Gesetzgebungsvorschläge zum „Abfallpaket“erzielt. Die Abfallbewirtschaftung soll 
verbessert und die Wiederverwendung von Wertstoffen gefördert werden.

Mit den neuen Vorschriften werden recht­
lich verbindliche Ziele für das Recycling 
und die Reduzierung der Abfalldeponie­
rung innerhalb fester Fristen vorgegeben. 
Damit soll der Recyclinganteil bei Sied­
lungs- und Verpackungsabfällen erhöht 
werden, wobei für das Recycling von Ver­
packungsmaterialien konkrete Ziele gesetzt 
werden. Zudem wird vorgegeben, wie stark 
die Menge der Siedlungsabfälle verringert 
werden muss, die in Deponien landen. 

Textilien und gefährliche Haushaltsabfälle 
werden ab dem 1. Januar 2025 getrennt 
gesammelt. Bis zum 31. Dezember 2023 
haben die Mitgliedstaaten dafür Sorge zu 
tragen, dass Bioabfall entweder getrennt 
gesammelt oder an der Quelle recycelt 
wird, zum Beispiel durch Kompostie­
rung in Privathaushalten. Das ergänzt die 
bereits bestehende getrennte Sammlung 
von Papier und Karton, Glas, Metallen und 
Plastik. Für die Bevölkerung können sich 

im Rahmen der Abfallbewirtschaftung der 
Kommunen und Vorgaben zur Mülltren­
nung potenzielle Änderungen ergeben. 
Steigende Preise der Kommunen für die 
Abfallbeseitigung sind in diesem Rahmen 
denkbar. Die deutsche Bilanz zu Siedlungs­
abfällen ist jedoch ordentlich und erfüllt die 
geforderten Werte. � (öne/koch) 

 Weitere Infos finden Sie unter diesem Kurz-

Link: https://bit.ly/2uJ1Vl5
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JUBILÄUM

Damals und heute

Auch in der wi-Ausgabe von 1958 waren 
Grundstückspreise und mangelndes Bau­
land ein zentrales Thema. Die Beschaffung 
von geeignetem Bauland war für viele 
Gemeinden auch vor 60 Jahren ein Prob­

lem. Heute werden durch innovative Ideen 
im Städtebau und durch Aufstockung 
bestehender Gebäude bereits versiegelte 
Fläche reaktiviert, um zusätzlichen Wohn­
raum zu gewinnen.�  

WETTBEWERB

Deutscher Bauherrenpreis 2018 – Preisträger aus der Wohnungswirtschaft

Mit dem Bauherrenpreis im Bereich 
„Bauen für die Nachbarschaft“ ehrt die 
Jury speziell die soziale Ausstrahlung eines 
Projekts auf sein Umfeld. Die Münchner 
Genossenschaft WOGENO hat zusammen 
mit den Architekten FUNK WA 10 Zwingel 
Dilg Färbinger Rossmy mit dem Domagk­
Park ein gemeinschaftsorientiertes Quar­
tier geschaffen. Vielseitige Angebote und 
Gemeinschaftsflächen wie die großzügige 
Dachterrasse sorgen für einen lebendigen 
Austausch in der Nachbarschaft. 
� (hung/koch) 

 Einen Video-Beitrag zum Projekt finden Sie 

unter diesem Kurz-Link: https://goo.gl/SYKmzX 

Vertreter des Preisträger-Projekts DomagkPark 
in München mit Auslobern und Unterstützern 
des Bauherrenpreises.

74 Wohnungen und mehrere Gemeinschafts­
räume ermöglichen das genossenschaftliches 
Zusammenleben.
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AUS DEN VERBÄNDEN

VERANSTALTUNG

Mieterstrom macht mobil: Auftakt für den Mobility Point in Chemnitz 

Chemnitz – Mit über 100 Gästen wurde am 22. März 2018 der Mobility Point der Chemnitzer Siedlungsgemeinschaft 
eG (CSg) eröffnet. Die offizielle Einweihung fand im Rahmen des vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
geförderten Projektes für ‚Wohnungswirtschaftlich Integrierte Netzneutrale Elektromobilität in Quartier und Region‘, 
kurz WINNER, statt.

„Wir freuen uns, diesen Meilenstein im Pro­
jekt mit zahlreichen Gästen teilen zu kön­
nen“, so Dr. Axel Viehweger, Vorstand 
des Verbandes Sächsischer Wohnungsge­
nossenschaften (VSWG). Höhepunkt der 
Veranstaltung war die feierliche Eröffnung 
der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 
durch Christian Liebich, Referent im Bun­
desministerium für Wirtschaft und Ener­
gie, sowie die Übergabe der elektromobilen 
Carsharingfahrzeuge an zwei wohnungs­
wirtschaftliche Dienstleister. An zahlreichen 
Themeninseln hatten die Besucher danach 
die Möglichkeit, sich über Mieterstrom zu 
informieren oder Elektrofahrzeuge selbst 
zu fahren. Bei einer Führung in den WIN­

NER-Elektroraum konnte ein Blick hinter die 
Kulissen geworfen werden. Für das Projekt 
WINNER stellt die Einweihung den Auf­
takt für den Demonstrationsbetrieb dar. 
„Ab sofort können wir unsere Mieter der 
Alfons-Pech-Straße mit günstigem Mie­
terstrom versorgen und ihnen gleichzeitig 
neue Mobilitätsangebote zur Verfügung 
stellen“, fasste Denis Keil, Vorstand der 
CSg, zusammen.       

WINNER hat es sich zum Ziel gesetzt, ein 
wirtschaftlich selbsttragendes Geschäfts­
modell zu entwickeln, welches die ökolo­
gische Erzeugung von Energie für Mieter 
und Elektromobilitäts-Carsharing verbin­

det. Dafür wird mit Hilfe einer Photovol­
taik-Anlage auf einem Wohnobjekt der 
Chemnitzer Siedlungsgemeinschaft eG 
erneuerbare Energie erzeugt. Der so 
erzeugte Strom wird als sogenannter Mie­
terstrom an die Mieter abgegeben und als 
Ladestrom für Elektrofahrzeuge genutzt. 
Die Elektrofahrzeuge können sowohl von 
Dienstleistern, die im Wohngebiet tätig 
sind, als auch von privaten Carsharing-Nut­
zern genutzt werden. Die Lademöglichkeit 
steht auch Besuchern und weiteren Elekt­
rofahrzeugnutzern zur Verfügung.

Neben der CSg als Konsortialführer arbei­
ten der VSWG, die GEMAG Gebäudema­
nagement AG, die HEOS Energy GmbH, 
die NSC GmbH, die Friedrich-Schiller-Uni­
versität Jena und teilAuto daran, in bauli­
cher, technischer, rechtlicher und steuerli­
cher Sicht Modelle des Mieterstroms und 
der Elektromobilität zu realisieren. Das 
Projekt ist Teil des Technologieprogramms 
„IKT für Elektromobilität III: Einbindung von 
gewerblichen Elektrofahrzeugen in Logis­
tik-, Energie- und Mobilitätsinfrastruktu­
ren“ und wird vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie über einen 
Zeitraum von drei Jahren mit einem Pro­
jektvolumen von 3,8 Millionen Euro und 
einer Fördersumme von 2,5 Millionen Euro 
gefördert. Spätestens zum Ende des Projek­
tes im Jahr 2019 sollen die entstandenen 
Geschäftsmodelle auch auf andere Regi­
onen und Quartiere in Sachsen und ganz 
Deutschland übertragen werden. 
� (jak/koch) 

Mit hochkarätigen Gästen aus Politik und Wohnungswirtschaft wurde der Mobility Point der 
Chemnitzer Siedlungsgemeinschaft eingeweiht.
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In mehr als 50 Tagungen, Workshops und 
Podiumsdiskussionen beteiligen sich erneut 
über 70 Mitveranstalter an Deutschlands 
größter Tagungsveranstaltung im energie­
politischen Bereich. Sieben Themenschwer­
punkte von Energie- und Klimapolitik bis 

hin zur Zukunftsfähigkeit von Gebäuden 
und Quartieren geben einen Überblick 
über relevante Themen der Energiewende 
in Deutschland. 

‚Make it simple‘, unter diesem Titel dis­
kutieren Experten auf einer gemeinsamen 
Veranstaltung des Spitzenverbandes der 
Wohnungswirtschaft GdW und des Ver­
bandes Berlin-Brandenburgischer Woh­
nungsunternehmen (BBU) Fragen rund um 

Energieverbrauchs- und Anlagenmonito­
ring in Wohnungsunternehmen. 

Für alle Besucher sind die Veranstaltun­
gen der ENERGIETAGE 2018 durchgehend 
kostenfrei. Eine zeitnahe Anmeldung wird 
empfohlen. � (koch) 

 Mehr Informationen zu den Energietagen und 

zum Programm finden Sie hier: 

 https://goo.gl/LZhQXH

7.-9. Mai 2018, Berlin 

Berliner Energietage 2018
Berlin – Auch dieses Jahr kommen auf den Energietagen vom 7. bis 9. Mai 2018 wieder hunderte Institutionen aus den 
Bereichen Energie, Bau, Wohnen, Wissenschaft und Umwelt in Berlin zusammen, um gemeinsam die drängenden Fragen 
der Energiewende zu diskutieren. 
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WEITERBILDUNG

Abnahme von Bauleistungen� 5. Juni 2018, Bochum

Nicht jeder Baumangel ist mit bloßem Auge zu erkennen. Durch Erfahrung, rechtliches 
und technisches Hintergrundwissen können Kosten gespart und vereinbarte Leistungen 
eingefordert werden. In diesem Seminar werden typische Baumängel vorgestellt. Mit Hilfe 
von Fallbeispielen wird gezeigt, wie man die Bauabnahme beweissicher protokolliert und 
Mängel fristgerecht rügt. Themenschwerpunkte sind unter anderem Pflichten und Rechte 
des Auftragnehmers und Auftraggebers bei der Bauabnahme, das Bauabnahmeprotokoll, 
Mängelansprüche sowie Mess- und Prüfverfahren für die Mangelabnahme. Das Angebot 
richtet sich an Mitarbeiter aus der Technik, Hausmeister und Objektbetreuer.
Weitere Infos: EBZ, Andrea Bohn, Telefon: 0234/9447575, E-Mail: akademie@e-b-z.de, 

Internet: www.e-b-z.de 

Bauwerksabdichtung rechtssicher planen� 6. Juni 2018, Erfurt

Feuchteschäden wegen Mängeln bei der Bauwerksabdichtung und dadurch unüberschau­
bare Haftungsrisiken sind vermeidbar. Dieses Seminar vermittelt das praktische Rüstzeug 
für die in technischer und rechtlicher Hinsicht risikoreduzierte Abdichtungsplanung und 
-ausführung. In Anbetracht der praktischen Bedeutung von Abdichtungsmaßnahmen im 
Bestand werden die maßgeblichen Rechtsfragen konkretisiert, ebenso wie die bei der 
Sanierung von Mängeln der Bauwerksabdichtung im Raum stehenden Haftungsrisiken.
Weitere Infos: vtw, Isabell Füldner, Telefon: 0361/34010224, E-Mail: isabell.fueldner@vtw.de,  

Internet: www.vtw.de 

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star­
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga­
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.

Online-Archiv

Ronald Luckanus, Geschäftsführer der 
WOBAU Hohenmölsen GmbH, feierte am 
1. April 2018 sein 30. Dienstjubiläum in der 
Wohnungswirtschaft. Er ist Delegierter zum 
Verbandstag des GdW.

Jörg Cammann, zuständig für Steuerbe­
ratung beim Verband der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft in Niedersachsen und 

Bremen, feierte am 1. April 2018 sein 35. 
Dienstjubiläum in der Wohnungswirtschaft. Er 
ist Mitglied im GdW-Fachausschuss Steuern.

Gudrun Bubke, Geschäftsführerin der 
Wohnungsbaugesellschaft der Stadt 
Salzwedel, feierte am 5. April 2018 ihren 
65. Geburtstag. Sie ist Delegierte zum Ver­
bandstag des GdW.
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Wohnungswirtschaft trauert um  
Dr. Hanns Wilhelm Große-Wilde

Die Wohnungswirtschaft nimmt 
Abschied von Dr. Hanns Wilhelm Große-
Wilde, der am 10. März 2018 kurz nach 
seinem 82. Geburtstag verstorben ist. 

Viele Jahre lang war der engagierte und 
eng mit seiner Heimatstadt verbundene 
Bottroper in der Wohnungswirtschaft 
aktiv. 

Über 30 Jahre seines Berufslebens war 
Hanns Wilhelm Große-Wilde in unter­
schiedlichen Positionen für den VEBA 
Konzern im Bereich der Wohnungswirt­
schaft tätig. 1980 wurde er zum Vor­
stand von VEBA Wohnen bestellt, ab 
1993 gehörte er dem Vorstand der VEBA 
Immobilien AG an. Neben dieser Tätig­
keit engagierte er sich im Verband der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 

Rheinland Westfalen. Als aktives Präsi­
diumsmitglied des Spitzenverbandes der 
Wohnungswirtschaft GdW spielte er in 
den 1990er Jahren eine wichtige Rolle 
bei der Zusammenführung der Woh­
nungswirtschaft von Ost- und West­
deutschland. 

Außerdem gehörte Hanns Wilhelm 
Große-Wilde zu den ‚Gründungsvätern‘ 
der heutigen EBZ Business School und 
war dort bis zu Ende seiner beruflichen 
Laufbahn Vorsitzender des Präsidiums. 

Für seine hervorragenden Verdienste um 
die Wohnungswirtschaft wurde er 1996 
mit der Ehrenmedaille in Gold des GdW 
ausgezeichnet. In tiefer Dankbarkeit wird 
die Wohnungswirtschaft ihm stets ein 
ehrendes Gedenken bewahren.  �(koch) 
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Mietänderung bei Indexmiete
ZAHL DER WOCHE

Personenkraftwagen (Pkw) je 1.000 
Einwohner betrug der Motorisie­
rungsgrad in Deutschland im Jahr 
2016. Damit hat die Pkw-Verfüg­
barkeit in Deutschland einen neuen 
Höchststand erreicht. Wie das Statis­
tische Bundesamt weiter mitteilte, lag 
Deutschland damit im europäischen 
Vergleich auf Rang sieben. Spitzenrei­
ter war laut Eurostat, der Statistikbe­
hörde der Europäischen Union (EU), 
Luxemburg mit 662 Pkw je 1.000 Ein­
wohner. Höhere Motorisierungsquo­
ten als in Deutschland gab es unter 
anderem auch in Italien mit 625 Pkw 
auf 1.000 Einwohner, in Finnland mit 
604 und Polen mit 571. Die geringste 
Pkw-Dichte hatte Rumänien mit 261 
Pkw je 1.000 Einwohner. Regional 
variiert die PKW-Dichte in Deutsch­
land erheblich. Die höchsten Dichten 
sind im suburbanen Umland der gro­
ßen Städte anzutreffen. Ausnahmen 
bilden Städte mit Automobilherstellern 
wie beispielsweise Wolfsburg mit 1152 
Pkw je 1.000 Einwohner oder Ingol­
stadt mit 713 Pkw je 1.000 Einwohner. 
Die geringste Pkw-Verfügbarkeit findet 
sich in Berlin mit nur 335 Pkw je 1.000 
Einwohner gefolgt von Heidelberg, 
Leipzig, Halle und Freiburg mit jeweils 
unter 400 Pkw je 1.000 Einwohner.�
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Mit den Zielen, Umweltschutz zu fördern, 
Visionäre miteinander zu vernetzen und 
Menschen zum Mitmachen anzuregen, 
haben sich die GreenTec Awards in den 
vergangenen Jahren zu einem der bedeu­
tendsten Umweltpreise überhaupt entwi­
ckelt. Auch dieses Jahr werden wieder die 
innovativsten Beiträge und Projekte von 

Verbänden, Organisationen und Unterneh­
men auf der großen Gala im Münchener 
Internationalen Congress Center im Rah­
men der Weltleitmesse für Umwelttechno­
logien IFAT ausgezeichnet. 

Die Top drei Nominierten aus 10 Kategorien 
stehen nun fest. Axel Gedaschko, Präsident 

des Spitzenverbandes der Wohnungswirt­
schaft GdW verleiht als Pate den Preis in der 
Kategorie Bauen & Wohnen.� (koch) 

 Neugierig geworden?  

Hier erfahren Sie mehr über die  

diesjährigen Nominierten:  

https://bit.ly/2AQVkqT   

Recht so

„Das Berufungsgericht (Landgericht München) hatte die Mieterhöhungs­
erklärung des Vermieters mangels ordnungsgemäßer Begründung der 
Mietanpassung als nicht wirksam angesehen. Nach Sinn und Zweck des 
§ 557 b III 1, 2 BGB seien auch die Darstellung der Umrechnung der Dif­
ferenz zwischen dem Ausgangspreisindex und dem geänderten Preisin­
dex in einem Prozentsatz und deren Angabe im Mieterhöhungsschrei­
ben erforderlich. Erst dann könne der Mieter nachrechnen, ob der Erhöhungswert 
diesem Prozentsatz entspreche. Dieser Ansicht ist der BGH zu Recht nicht gefolgt. 
Sie ergibt sich weder nach dem Wortlaut der Vorschrift, noch nach deren Sinn und 
Zweck. Letztlich würde es darauf hinauslaufen, dass der Vermieter dem Mieter ein­
zelne Rechenschritte ‚vorzurechnen‘ hätte, wie der BGH ausführt. Der Gesetzgeber 
hat im Rahmen der Mietrechtsreformgesetze bei der Indexmiete die bisher erforder­
lichen Angaben nur insoweit erweitert, als – über die eingetretene Indexmiete hin­
aus – nunmehr auch die geänderte Miete oder der Erhöhungsbetrag anzugeben ist. 
Damit wird dem Mieter ausreichend Rechtssicherheit gewährt.“�  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Wie der Bundesgerichtshof (BGH) im letzten Jahr entschieden hat (Az.: VIII ZR 291/16), 
erfordert eine wirksame Mietrechtsänderungserklärung bei der Indexmiete gemäß § 557b 
III, 1, 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) nicht die Angabe der prozentualen Änderung der 
Indexdaten. Es liege vielmehr – auch für den durchschnittlichen Mieter – auf der Hand, 
dass sich eine Indexmiete im gleichen Verhältnis ändert wie der Index. Im vorliegenden Fall 
hatten die Parteien eines Wohnraummietverhältnisses zur Höhe der Miete unter anderem 
vereinbart, „dass der Mietzins durch den vom Statistischen Bundesamt ermittelte Verbrau­
cherpreisindex für Deutschland bestimmt wird. Zur Anpassung des Mietzinses bedarf es 
einer Erklärung in Textform, wobei die Änderung des Preisindexes sowie die geänderte Miete 
oder die Erhöhung betragsmäßig in Geld anzugeben ist…“ Mit Schreiben vom 25. Oktober 
2013 erhöhte der Vermieter die Kaltmiete um 85 Euro und begründete dies mit dem gestie­
genen maßgeblichen Verbraucherpreisindex. Nach Auffassung des BGH entsprach diese 
Mieterhöhungserklärung den gesetzlichen Anforderungen. In seinem Schreiben hatte der 
Vermieter den Index zum Zeitpunkt des Beginns des Mietverhältnisses, den aktuellen Index 
sowie den Betrag, um den sich die Miete erhöht als auch die künftig geschuldete Kaltmiete 
angegeben. Damit standen dem Mieter alle notwendigen Angaben zur rechnerischen und 
inhaltlichen Nachprüfung der geforderten Mieterhöhung zur Verfügung.  �  

13. Mai 2018, München

Die Nominierten des GreenTec Awards stehen fest –  
innovativste und grünste Ideen werden ausgezeichnet
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